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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 13 R 317/11 B 
 
L 21 R 167/10 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 17 R 614/06 (SG Potsdam) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 

Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
  
 

g e g e n 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. November 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,   den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzu-

lassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 

21. Juni 2011 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt B.                 

          , zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im vorbe-

zeichneten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 21.6.2011 hat das LSG Berlin-Brandenburg den von der Klägerin geltend ge-

machten Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim BSG 

Beschwerde eingelegt und zu deren Durchführung Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung 

von Rechtsanwalt B.                 beantragt. Zur Begründung trägt sie vor: Die Erfolgsaussichten 

ergäben sich daraus, dass den in der mündlichen Verhandlung vom 21.6.2011 vor dem LSG 

gestellten Beweisanträgen nicht gefolgt worden sei. Die dazu vom LSG gegebene Begründung 

sei nicht tragfähig. Sollte das Gericht zu den Erfolgsaussichten des Rechtsmittels weitere 

Ausführungen für erforderlich halten, werde um richterliche Hinweise gebeten. 

 

 

II 

 

Der PKH-Antrag ist abzulehnen. Die beabsichtigte Rechtsverfolgung bietet keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 ZPO). Denn die Nichtzulassungsbe-

schwerde erfüllt bereits nicht die insoweit geltenden formellen Voraussetzungen. Da der Kläge-

rin PKH nicht zu gewähren ist, hat sie auch keinen Anspruch auf Beiordnung eines Rechtsan-

walts (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO). 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig. Der Prozessbevollmächtigte der Klägerin hat in der 

Beschwerdeschrift vom 25.8.2011 nicht zum Ausdruck gebracht, dass er seine Vertretung auf 

die Einlegung der Beschwerde oder die Anbringung des PKH-Gesuchs beschränkt wissen will. 

Er muss deshalb die gesetzliche Frist und Form für die Begründung der Beschwerde beachten 

und einhalten (vgl BSG vom 27.6.1975 - BSGE 40, 111 f = SozR 1500 § 160a Nr 8; BSG vom 

22.9.2003 - B 9 VG 18/03 B - Juris RdNr 3). Letzteres ist vorliegend nicht der Fall. Die Folgen 

dieses Versäumnisses sind gemäß § 73 Abs 6 Satz 6 SGG iVm § 85 ZPO der Klägerin zuzu-

rechnen. Die Begründung in der Beschwerdeschrift genügt den gesetzlichen Anforderungen 

nicht, weil nicht ansatzweise einer der in § 160 Abs 2 SGG genannten Zulassungsgründe "dar-

gelegt" oder "bezeichnet" wird (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Soweit die Klägerin eine Verletzung der Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) rügen will, erfüllt 

ihr Vorbringen nicht die gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 iVm § 160 Abs 2 Nr 3 Teils 3 SGG bei 

einer Sachaufklärungsrüge zu beachtenden besonderen Darlegungsanforderungen. Danach 

muss die Beschwerdebegründung (1) einen für das Revisionsgericht ohne Weiteres 

auffindbaren, bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung zu Protokoll aufrechterhaltenen 
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oder im Urteil wiedergegebenen Beweisantrag bezeichnen, dem das LSG nicht gefolgt ist, 

(2) die Rechtsauffassung des LSG wiedergeben, auf deren Grundlage bestimmte Tatfragen 

klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) die von dem Beweisantrag betroffenen 

tatsächlichen Umstände aufzeigen, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, 

(4) das voraussichtliche Ergebnis der unterbliebenen Beweisaufnahme angeben und 

(5) erläutern, weshalb die Entscheidung des LSG auf der unterlassenen Beweiserhebung 

beruhen kann (stRspr, vgl zB BSG vom 29.3.2007 - SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11; BSG 

vom 19.11.2007 - SozR 4-1500 § 160a Nr 21 RdNr 5; BSG vom 14.4.2009 - SozR 4-1500 

§ 160 Nr 18 RdNr 8). Entsprechende Ausführungen enthält die Beschwerdebegründung nicht. 

 

Die Bitte der Klägerin um "richterliche Hinweise" für den Fall, dass das Beschwerdegericht "zu 

den Erfolgsaussichten des Rechtsmittels für die Bewilligung der Prozesskostenhilfe weitere 

Ausführungen für erforderlich" halte, kann nicht dazu führen, dass von einer Entscheidung über 

die nicht formgerecht begründete Beschwerde zunächst abzusehen wäre. Denn es besteht 

keine Verpflichtung des Senats, die anwaltlich vertretene Klägerin vor einer Entscheidung über 

ihre Beschwerde auf Mängel der Beschwerdebegründung hinzuweisen. Das Gesetz unterstellt, 

dass ein Rechtsanwalt in der Lage ist, die Formerfordernisse einzuhalten; gerade dies ist ein 

Grund für den Vertretungszwang des § 73 Abs 4 SGG. § 106 Abs 1 SGG gilt insoweit nicht. Ein 

Rechtsanwalt muss in der Lage sein, ohne Hilfe durch das Gericht eine Nichtzulassungsbe-

schwerde ordnungsgemäß zu begründen (BSG vom 21.7.2010 - B 7 AL 60/10 B - Juris 

RdNr 7). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 Satz 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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